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A. Bekanntmachungen des Landkrei-
ses Emsland 

 
296 Bekanntmachung; Landtagswahl am  

09. Oktober 2022; Zusammensetzung des 
Kreiswahlausschusses 

 
Gemäß § 3 Abs. 6 der Nieders. Landeswahlordnung gebe ich die 
Zusammensetzung des gemeinsamen Kreiswahlausschusses der 
Wahlkreise 80 Lingen, 81 Meppen und 82 Papenburg für die 
Landtagswahl am 09. Oktober 2022 bekannt: 
 
Vorsitzender Stellv. Vorsitzender 
 
Erster Kreisrat Dezernent 
Martin Gerenkamp Michael Steffens 
49716 Meppen 49716 Meppen 
 
Beisitzerin/Beisitzer Stellv. Beisitzerin/ 
 stellv. Beisitzer 
 
Dr. Rosa Mazzola  Marcel Berger 
49811 Lingen (Ems) 48480 Spelle 
 
Simon Winnemöller Thomas Tebbe 
48499 Salzbergen 48480 Spelle 
 
Björn Roth Antonius Pohlmann 
49808 Lingen (Ems) 26892 Heede (Ems) 
 
Jonas Golkowski Friedrich Krämer 
49716 Meppen 49716 Meppen 
 
Frank Schäfer Ludger Vahle 
48480 Spelle 26871 Aschendorf 
 
Annette Kohn Heiner Rehnen 
49716 Meppen 49808 Lingen (Ems) 
 
 Meppen, 11.07.2022 
 
DER KREISWAHLLEITER  
DER LANDTAGSWAHLKREISE  
80 Lingen – 81 Meppen – 82 Papenburg 
gez. Gerenkamp 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
297 Bekanntmachung; Sitzübergang im Kreis-

tag des Landkreises Emsland 
 
Herr Jürgen Broer, Papenburg, der aufgrund des Kreiswahlvor-
schlages der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) 
im Wahlbereich 1 gemäß § 36 Abs. 5 des Niedersächsischen 
Kommunalwahlgesetzes (Personenwahl) zum Kreistagsabgeord-
neten des Landkreises Emsland gewählt worden war, hat am 
10.05.2022 mit sofortiger Wirkung auf seine Mitgliedschaft im 
Kreistag verzichtet.  
 
Aufgrund § 44 des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes 
habe ich festgestellt, dass der Sitz im Kreistag des Landkreises 
Emsland auf 
 

Herrn Peter Behrens, Papenburg, 
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als zweite Ersatzperson nach § 38 Abs. 2 des Niedersächsischen 
Kommunalwahlgesetzes (Personenwahl) des Wahlvorschlages 
der SPD im Wahlbereich 1 übergegangen ist. 
 
 Meppen, 11.07.2022 
 
DER KREISWAHLLEITER  
des Landkreises Emsland 
gez. Gerenkamp 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
298 Öffentliche Bekanntgabe des Beschlusses 

über den Gesamtabschluss des Landkrei-
ses Emsland für das Haushaltsjahr 2020 so-
wie öffentliche Bekanntgabe des um die 
Stellungnahme des Landrats ergänzten 
Schlussberichtes des Rechnungsprüfungs-
amtes über die Prüfung des Gesamtab-
schlusses 2020 

 
Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Emsland hat den 
Gesamtabschluss für das Haushaltsjahr 2020 geprüft und das  
Ergebnis seiner Prüfungen im Schlussbericht vom 11.03.2022 zu-
sammengefasst. Es wird bestätigt, „dass der Gesamtabschluss 
 
– nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung aufge-

stellt wurde und 
 
– sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungs-

abgrenzungsposten, Erträge und Aufwendungen und die im 
Rahmen der Cash-Flow-Rechnung zu erfassenden Einzah-
lungen und Auszahlungen beinhaltet sowie die tatsächliche 
Vermögens- und Ertragslage des „Konzerns Landkreis Ems-
land“ zutreffend darstellt.“ 

 
Der Kreistag des Landkreises Emsland hat in seiner Sitzung am 
04.07.2022 den Gesamtabschluss 2020 beschlossen. 
 
Aufgrund der §§ 129 Abs. 2 und 156 Abs. 4 NKomVG liegt der 
Gesamtabschluss 2020 sowie der um die Stellungnahme des 
Landrats ergänzte Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes 
an sieben Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung 
beim Landkreis Emsland, Ordeniederung 1, 49716 Meppen, 
Kreishaus I, Zimmer 329, öffentlich aus. 
 
 Meppen, 18.07.2022 
 
LANDKREIS EMSLAND 
Der Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
299 Jahresabschluss des Abfallwirtschaftsbe-

triebes Landkreis Emsland für das Wirt-
schaftsjahr 2021 

 
Der Kreistag des Landkreises Emsland hat in seiner Sitzung am 
04.07.2022 den Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2021 
festgestellt und dem Betriebsleiter zugleich Entlastung erteilt.  
 
Gemäß § 36 Abs. 2 der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) 
vom 12.07.2018 (Nds. GVBl. 2018, S. 576) liegen der Jahresab-
schluss und der Lagebericht im Anschluss an diese öffentliche Be-
kanntmachung in der Zeit vom 29.08.2022 bis 04.09.2022 beim 
Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Emsland, Herzog-Arenberg-
Str. 12, 49716 Meppen, Kreishaus III, Zimmer 256, 2. OG, wäh-
rend der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
 

Der Jahresabschluss wurde von der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Gehring & Kollegen GmbH, Lingen, geprüft. Diese hat mit 
Datum vom 31.05.2022 folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt:  
 
„Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebes Abfallwirt-
schaftsbetrieb Landkreis Emsland - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-
rungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht des Eigenbetriebes für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnisse 
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentli-

chen Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Niedersachsen (§ 20 ff. EigBetrVO) i. V. m. 
den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2021 sowie ihrer Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 
2021 und 

 
- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffen-

des Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen 
Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Bundeslandes Niedersachsen  
(§ 24 EigBetrVO) und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prü-
fung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 29 ff.  
EigBetrVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Überein-
stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum La-
gebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Betriebsaus-
schusses für den Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Bundeslandes Niedersachsen (§ 20 ff.  
EigBetrVO) in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist.  
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weite-
ren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenste-
hen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nie-
dersachsen (§ 24 EigBetrVO) entspricht und die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um 
die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Bundeslandes Niedersachsen (§ 24 Eig-BetrVO) zu ermöglichen, 
und um ausreichend geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlan-
gen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Be-langen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschrif-
ten der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Niedersach-
sen (§§ 20 ff. EigBetrVO) entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Be-
stätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und § 29 ff. EigBetrVO unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwar-
tet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffe-
nen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflus-
sen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 
 
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-

absichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkei-
ten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschun-
gen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-
ten können. 

 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 
den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme des Eigenbetriebes abzugeben. 

 
- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie 
die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 

 
- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des 

von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Er-
eignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei-
ten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den In-

halt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie 
ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäfts-
vorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. 

 
- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahres-

abschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebes. 

 
- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im La-
gebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beur-
teilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten An-
gaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu-
grundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 
ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereig-
nisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-
weichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwai-
ger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer 
Prüfung feststellen.“ 
 
 Meppen, 26.07.2022 
 
ABFALLWIRTSCHAFTSBETRIEB 
LANDKREIS EMSLAND 
Bökers 
Betriebsleiter 
 

-------------------------------------------------- 
 

  



 
 

 
Amtsblatt des LK EL Nr. 30/2022 vom 29.07.2022 

305

B. Bekanntmachungen der Städte, Ge-
meinden und Samtgemeinden 

 
300 Satzung über die Festsetzung der Hebe- 

sätze für die Grund- und Gewerbesteuer der 
Gemeinde Groß Berßen (Hebesatzsatzung 
2022) 

 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG), des § 25 des Grund- 
steuergesetzes (GrStG) und § 16 des Gewerbesteuergesetzes 
(GewStG) in Verbindung mit dem Realsteuer-Erhebungsgesetz in 
der jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Groß 
Berßen in seiner Sitzung am 17.01.2022 die nachstehende Sat-
zung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Gebiet der  
Gemeinde Groß Berßen wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 
 

1.1 für die land- und forstwirtschaft- 
 lichen Betriebe (Grundsteuer A) 352 v. H. 

1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) 373 v. H. 
 

2. Gewerbesteuer 351 v. H. 
 

§ 2 
 

Die vorstehende Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 Groß Berßen, 17.01.2022 
 

GEMEINDE GROSS BERSSEN 
 
Jürgen Lüken 
Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
301 Bekanntmachung der Gemeinde Bredden-

berg; Bebauungsplan Nr. 17 „Lerchenweg 
Erweiterung“, einschl. örtlicher Bauvor-
schriften im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13b Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Rat der Gemeinde Breddenberg hat in seiner Sitzung am  
14. Juli 2022 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Lerchenweg Erweiterung“ 
einschl. der örtlichen Bauvorschriften, der Begründung, des Gut-
achtens zu Geruchsimmissionen, des Lärmschutzgutachtens, der 
orientierenden Baugrunduntersuchung sowie des Entwässe-
rungskonzeptes im beschleunigten Verfahren gemäß § 13b 
BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Mit der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt des 
Landkreises Emsland wird der Bebauungsplan Nr. 17  
„Lerchenweg Erweiterung“ einschl. der örtlichen Bauvorschriften, 
der Begründung, dem Gutachten zu Geruchsimmissionen, dem 
Lärmschutzgutachten, der orientierenden Baugrunduntersuchung 
sowie dem Entwässerungskonzept rechtskräftig.  
 
Der Planungsanlass für die Aufstellung des v. g. Bebauungspla-
nes ergibt sich aus dem Bedarf zur Bereitstellung geeigneter Flä-
chen zur Ausweisung von Wohnbauflächen. Ziel der Planung ist 
die Arrondierung und Verdichtung der Bebauung im Nahbereich 
des Ortskerns sowie die Verhinderung einer Zersiedelung.  
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 17 „Lerchenweg 
Erweiterung“ liegt im Norden des Gemeindegebietes, angrenzend 
an die Straße „Am Koopmannsberg“ (K 118).  
 
Die genaue Lage und Abgrenzung des Plangebietes des Bebau-
ungsplanes ergibt sich aus der nachstehenden Planzeichnung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Bebauungsplan Nr. 17 „Lerchenweg Erweiterung“ einschl. der 
örtlichen Bauvorschriften, der Begründung, dem Gutachten zu 
Geruchsimmissionen, dem Lärmschutzgutachten, der orientieren-
den Baugrunduntersuchung sowie dem Entwässerungskonzept 
kann gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) ab sofort wäh-
rend der Dienststunden im Gemeindehaus, Hauptstr. 25 in  
26897 Breddenberg sowie im Rathaus der Samtgemeinde Nord-
hümmling, Poststr. 13, Zimmer 109, 1.OG in 26897 Esterwegen 
von jedermann eingesehen werden und über dessen Inhalt Aus-
kunft verlangt werden. Eine vorherige telefonische Terminabspra-
che unter Tel. 05954/364 oder 05955/200-0 wäre wünschenswert. 
 
Der Bebauungsplanes Nr. 17 „Lerchenweg Erweiterung“ ist ergän-
zend auch im Internet unter der Adresse www.breddenberg.de un-
ter der Rubrik „Wirtschaft/Bauen“ – Bauleitpläne – Bebauungs-
pläne – Gemeinde Breddenberg verfügbar sowie zusätzlich über 
das Internetportal des Landes Niedersachsen über den Link 
https://uvp.niedersachsen.de aufrufbar. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 
BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen bei nicht fristgerechter Geltendmachung 
wird hingewiesen.  
 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen, 
dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 214  
Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgan-
ges unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde  
Breddenberg unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
§ 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 

 Breddenberg, 27.07.2022 
 

GEMEINDE BREDDENBERG 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
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302 Amtliche Bekanntmachung der Gemeinde 
Emsbüren; Ankündigung einer Wegeeinzie-
hung 

 
Es ist beabsichtigt, die in der Gemarkung Gleesen, Flur 24, Flur-
stück 66/2 gelegene Gemeindestraße G173 mit der Bezeichnung 
„Mühlenbergweg" dem öffentlichen Verkehr zu entziehen, da sie 
in den Örtlichkeiten als solche kaum noch zu erkennen ist und für 
den öffentlichen Verkehr absolut keine Bedeutung mehr hat. 
 
Das Vorhaben der Wegeeinziehung wird gemäß § 8 Absatz 2 des 
Nieders. Straßengesetzes (NStrG) hiermit bekannt gegeben. 
 
Ein Lageplan der zur Einziehung vorgesehenen Strecke ist dieser 
Bekanntmachung beigefügt. 
 
Gegen die beabsichtigte Einziehung können innerhalb einer Frist 
von 3 Monaten nach dieser Bekanntmachung von jedermann Ein-
wendungen bei der Gemeinde Emsbüren, Magistratstraße 5, 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden. 
 
 Emsbüren, 12.07.2022 
 

GEMEINDE EMSBÜREN 
 
Silies 
Bürgermeister 
 

 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
303 Bauleitplanung der Gemeinde Emsbüren, 

Landkreis Emsland; 52. Flächennutzungs-
planänderung (Darstellung von Gemeinbe-
darfsflächen und Sonderbauflächen im Be-
reich Bauhof) 

 
Der Landkreis Emsland hat mit Verfügung vom 07.07.2022  
(Az.: 65-610-402-01/52) die vom Rat der Gemeinde Emsbüren am 
15.12.2021 beschlossene 52. Änderung des Flächennutzungs-
planes (Darstellung von Gemeinbedarfsflächen und Sonderbau-
flächen im Bereich Bauhof) nebst Begründung gemäß § 6 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt. 
 

Der Geltungsbereich der 52. Änderung des Flächennutzungs- 
planes ist in dem nachfolgenden Übersichtsplan dargestellt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundlage des Übersichtsplanes: Auszug aus den Geodaten des 
Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen (LGLN), RD Osnabrück-Meppen, Katasteramt Lingen 
(Ems). 
 
Mit dieser Bekanntmachung nach § 6 Abs. 5 BauGB wird die  
o. g. Änderung des Flächennutzungsplanes wirksam. 
 
Die genehmigte 52. Änderung des Flächennutzungsplanes nebst 
Begründung einschl. Umweltbericht und zusammenfassende Er-
klärung kann gem. § 6 Abs. 5 BauGB während der Öffnungszeiten 
im Rathaus, Magistratstraße 5, 48488 Emsbüren, 1. OG, Fachbe-
reich Planen und Bauen, Zimmer 123 bzw. 127, von jedermann 
eingesehen werden. Jedermann kann über den Inhalt der Flä-
chennutzungsplanänderung Auskunft verlangen.  
 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2  
BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbeacht-
lich sind, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dem Veröf-
fentlichungsdatum dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Gemeinde Emsbüren geltend gemacht werden.  
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist 
darzulegen. 
 
 Emsbüren, 21.07.2022 
 
GEMEINDE EMSBÜREN 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
304 Bekanntmachung von Bebauungsplänen 

der Gemeinde Emsbüren; Bebauungsplan 
Nr.153 „Bauhof“ 

   
Der Rat der Gemeinde Emsbüren hat in seiner Sitzung am 
15.12.2021 den Bebauungsplan Nr. 153 mit der Begründung 
nebst Anlagen gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung 
beschlossen.  
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Der Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes ist im nachfol-
genden Übersichtsplan dargestellt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundlage des Übersichtsplanes: Auszug aus den Geodaten des 
Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen (LGLN), RD Osnabrück-Meppen, Katasteramt Lingen 
(Ems). 
 
Der Beschluss wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich  
bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 153 einschließlich der Begründung nebst 
Anlagen liegt während der Öffnungszeiten im Rathaus,  
Magistratstr. 5, 48488 Emsbüren, 1. OG, Fachbereich Planen und 
Bauen, Zimmer 123 bzw. 127, zu jedermanns Einsichtnahme aus. 
Jedermann kann über den Inhalt des Bebauungsplanes Auskunft 
verlangen.  
 
Mit dieser Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB tritt der  
o. a. Bebauungsplan in Kraft. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 sowie Abs. 4 BauGB über die 
fristgemäße Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen für 
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hin-
gewiesen. 
 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes, ein nach § 214 Abs. 2a beachtlicher 
Fehler und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorganges unbeachtlich sind, wenn sie nicht in-
nerhalb eines Jahres seit dem Veröffentlichungsdatum dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Emsbüren 
geltend gemacht werden.  
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist 
darzulegen. 
 
 Emsbüren, 21.07.2022 
 
GEMEINDE EMSBÜREN 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
305 Amtliche Bekanntmachung der Stadt Haren 

(Ems); Bebauungsplan Nr. 07-26/04 „Ge-
werbegebiet Mühlenberg – 4. Änderung“, 
Stadtkern 

 
Der Rat der Stadt Haren (Ems) hat am 12.07.2022 den Bebau-
ungsplan Nr. 07-26/04 „Gewerbegebiet Mühlenberg – 4. Ände-
rung“, Stadtkern, im beschleunigten Verfahren nach § 13a 
BauGB, nebst Begründung als Satzung beschlossen.  
 

Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Übersichtsplan mit einer schwarzen unterbrochenen Um-
randung dargestellt.  
 
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- 
und Katasterverwaltung. 
© 2022 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der o. g. Bebauungsplan nebst 
Begründung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 
Der o. g. Bebauungsplan Bauvorschrift nebst Begründung kann 
im Rathaus der Stadt Haren (Ems), Neuer Markt 1, 49733 Haren 
(Ems), eingesehen werden. Der in Kraft getretene Bebauungsplan 
nebst Begründung wird gemäß § 10a Abs. 2 BauGB in das Inter-
net eingestellt und kann auch auf der Homepage der Stadt  
Haren (Ems) unter https://www.haren.de/wirtschaft-und-
bauen/bauen/geodaten-rechtskraeftige-bebauungsplaene/ herun-
tergeladen werden. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 
BauGB und § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschä-
digungsansprüchen bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen.  
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 2 und Abs. 
3 Satz 2 sowie Abs. 2a BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften unbeachtlich wird, wenn sie nicht schriftlich in-
nerhalb eines Jahres seit dem Veröffentlichungsdatum dieser Be-
kanntmachung gegenüber der Stadt Haren (Ems), Neuer Markt 1, 
49733 Haren (Ems) geltend gemacht wird. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung von Vorschriften begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Haren (Ems), 22.07.2022  
 
STADT HAREN (EMS) 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
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306 Stadt Haselünne – Bekanntmachung; In-
krafttreten des Bebauungsplanes Nr. 5.1 
„Am Sandhook, 1. Erweiterung“, Ort- 
schaft Flechum gem. § 13b Baugesetz- 
buch (BauGB) 

 
Der Rat der Stadt Haselünne hat in der öffentlichen Sitzung vom 
30.06.2022 den Bebauungsplan Nr. 5.1 „Am Sandhook, 1. Erwei-
terung“, Ortschaft Flechum im beschleunigten Verfahren nach  
§ 13b BauGB mit den planungsrechtlichen Festsetzungen sowie 
der Begründung als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Kartenausschnitt dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan Nr. 5.1 „Am Sandhook, 1. Erweiterung“,  
Ortschaft Flechum tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft  
(vgl. § 10 Abs. 3 BauGB).  
 
Der Bebauungsplan nebst planungsrechtlichen Festsetzungen 
kann einschließlich der Begründung während der üblichen Dienst-
stunden im Rathaus der Stadt Haselünne, Zimmer 34, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, eingesehen werden. Jedermann kann 
den Bebauungsplan einsehen und über ihren Inhalt Auskunft ver-
langen. Weiterhin können diese Unterlagen auch auf der Home-
page der Stadt Haselünne unter www.haseluenne.de eingesehen 
und zusätzlich über das zentrale Internetportal des Landes Nie-
dersachsen https://uvp.niedersachsen.de abgerufen werden.   
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen.  
 

Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs unbeachtlich wer-
den, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Haselünne, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den 
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Haselünne, 20.07.2022 
 
STADT HASELÜNNE 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
307 Stadt Haselünne – Bekanntmachung; In-

krafttreten des Bebauungsplanes Nr. 18.2 
„Zwischen Dammstraße und Osterstraße“, 
2. Änderung, im beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Rat der Stadt Haselünne hat in der öffentlichen Sitzung vom 
30.06.2022 den Bebauungsplan Nr. 18.2 „Zwischen Dammstraße 
und Osterstraße“, 2. Änderung, im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB mit den planungsrechtlichen Festsetzungen sowie 
der Begründung als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Kartenausschnitt dargestellt.  
 
Maßstab: 1 : 1.500 
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Der Bebauungsplan Nr. 18.2 „Zwischen Dammstraße und Oster-
straße“, 2. Änderung, tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft  
(vgl. § 10 Abs. 3 BauGB).  
 
Der Bebauungsplan nebst planungsrechtlichen Festsetzungen 
kann einschließlich der Begründung während der üblichen Dienst-
stunden im Rathaus der Stadt Haselünne, Zimmer 34, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, eingesehen werden. Jedermann kann 
den Bebauungsplan einsehen und über ihren Inhalt Auskunft ver-
langen. Weiterhin können diese Unterlagen auch auf der Home-
page der Stadt Haselünne unter www.haseluenne.de eingesehen 
und zusätzlich über das zentrale Internetportal des Landes Nie-
dersachsen https://uvp.niedersachsen.de abgerufen werden.   
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen.  
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs unbeachtlich wer-
den, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Haselünne, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den 
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Haselünne, 20.07.2022 
 
STADT HASELÜNNE 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
308 Stadt Haselünne – Bekanntmachung; In-

krafttreten des Bebauungsplanes Nr. 58.7 
„Westlich Wiesenweg“, 7. Änderung, im 
vereinfachten Verfahren gem. § 13 Bauge-
setzbuch (BauGB) 

 
Der Rat der Stadt Haselünne hat in der öffentlichen Sitzung vom 
30.06.2022 den Bebauungsplan Nr. 58.7 „Westlich Wiesenweg“, 
7. Änderung, im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB mit 
den planungsrechtlichen Festsetzungen sowie der Begründung 
als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Kartenausschnitt dargestellt. 
 
 
 

Der Bebauungsplan Nr. 58.7 „Westlich Wiesenweg“, 7. Änderung, 
tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB).  
 
Der Bebauungsplan nebst planungsrechtlichen Festsetzungen 
kann einschließlich der Begründung während der üblichen Dienst-
stunden im Rathaus der Stadt Haselünne, Zimmer 34, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, eingesehen werden. Jedermann kann 
den Bebauungsplan einsehen und über ihren Inhalt Auskunft ver-
langen. Weiterhin können diese Unterlagen auch auf der Home-
page der Stadt Haselünne unter www.haseluenne.de eingesehen 
und zusätzlich über das zentrale Internetportal des Landes Nie-
dersachsen https://uvp.niedersachsen.de abgerufen werden.   
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen.  
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs unbeachtlich wer-
den, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Haselünne, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den 
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Haselünne, 20.07.2022 
 
STADT HASELÜNNE 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
309 Bauleitplanung der Gemeinde Herzlake; Be-

bauungsplan Nr. 55 „Bakerder Wiese“ 
 
Der Rat der Gemeinde Herzlake hat in der Sitzung vom 
18.05.2022 den Bebauungsplan Nr. 55 „Bakerder Wiese“, mit den 
textlichen Festsetzungen, örtlichen Bauvorschriften und den Hin-
weisen, gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen und 
die Begründung mit Umweltbericht hierzu. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 55 „Bakerder 
Wiese“ der Gemeinde Herzlake ist in dem nachstehenden Karten-
ausschnitt dargestellt. 
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Der Bebauungsplan Nr. 55 „Bakerder Wiese“ nebst textlichen 
Festsetzungen, örtlichen Bauvorschriften und Hinweisen und die 
Begründung mit Umweltbericht, sowie der zusammenfassenden 
Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB liegen gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB ab sofort während der Dienststunden im Rathaus Herz-
lake, Zimmer 14 OG, Neuer Markt 4, 49770 Herzlake, zur Einsicht-
nahme aus. Jedermann kann über den Inhalt des Bebauungs- 
planes Auskunft verlangen. Diese Unterlagen können nach § 10a 
Abs. 2 BauGB auch auf der Homepage der Samtgemeinde Herz-
lake unter www.herzlake.de und zusätzlich über das zentrale  
Internetportal des Landes Niedersachsen https://uvp.niedersach-
sen.de eingesehen werden. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 55  
„Bakerder Wiese“ in Kraft. Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
Nr. 55 "Bakerder Wiese" treten für den Geltungsbereich die Fest-
setzungen folgender Bebauungspläne außer Kraft: 
 
Nr. 8 "Bakerder Kamp", 
1. Änderung, rechtskräftig seit dem 31.01.1980 
5. Änderung, rechtskräftig seit dem 15.08.1989 
 
Nr. 11 "Gewerbegebiet", rechtskräftig seit dem 05.01.1974 
1. Änderung, rechtskräftig seit dem 01.04.1977 
2. Änderung, rechtskräftig seit dem 15.01.1982 
3. Änderung, rechtskräftig seit dem 31.07.1986 
 
Nr. 28 "An der Bookhofer Straße", rechtskräftig seit dem 
30.11.1995 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die fristgerechte Gel-
tendmachung von etwaigen Entschädigungsansprüchen für die in 
den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile und 
über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hinge-
wiesen.  
 
Es wird ferner darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in  
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des BauGB bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des  
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungs-
planes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs nur beachtlich sind, wenn sie innerhalb 
eines Jahres seit Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde Herzlake, Neuer Markt 4, 49770 Herzlake, geltend ge-
macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begrün-
den soll, ist darzulegen. 
 
 Herzlake, 19.07.2022 
 
GEMEINDE HERZLAKE 
Die Gemeindedirektorin 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
310 Bauleitplanung der Samtgemeinde Herz-

lake; Schlussbekanntmachung über die  
Änderung Nr. 13A des Flächennutzungs-
planes 

 
Der Landkreis Emsland hat mit Verfügung vom 14.07.2022  
– Az.:65-610-305-01/13A – gemäß § 6 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) die vom Rat der Samtgemeinde Herzlake am 31.03.2022 
beschlossene Änderung Nr. 13A des Flächennutzungsplanes ge-
nehmigt.  
 
Bei der Änderung Nr. 13A des Flächennutzungsplanes handelt es 
sich um die Ausweisung einer Wohnbaufläche und einer Fläche 
für den Gemeinbedarf. Der genehmigte Änderungsbereich ist im 
nachstehenden Übersichtsplan dargestellt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Genehmigung der Änderung Nr. 13A des Flächennutzungs-
planes der Samtgemeinde Herzlake wird hiermit bekannt ge-
macht. Mit dieser Bekanntmachung wird die Änderung Nr. 13A 
des Flächennutzungsplanes nebst Begründung mit Umweltbericht 
gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam. 
 
Die Änderung Nr. 13A des Flächennutzungsplanes nebst Begrün-
dung mit Umweltbericht und einer zusammenfassenden Erklärung 
gemäß § 6 Abs. 5 BauGB liegen ab sofort unbefristet während der 
Dienststunden bei der Samtgemeindeverwaltung Herzlake, Neuer 
Markt 4, Zimmer 14 OG, 49770 Herzlake, zur Einsichtnahme aus. 
Diese Unterlagen können auch auf der Homepage der Samtge-
meinde Herzlake unter www.herzlake.de und zusätzlich über das 
zentrale Internetportal des Landes Niedersachsen https: //uvp.nie-
dersachsen.de eingesehen werden. Jedermann kann über den In-
halt Auskunft verlangen. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass die 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und nach § 214 
Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs nur beachtlich sind, wenn sie innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung der Genehmigung der Flächennutzungsplanän-
derung schriftlich gegenüber der Samtgemeinde Herzlake, Neuer 
Markt 4, 49770 Herzlake, geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB über die fristgemäße Geltendmachung von Entschädi-
gungsansprüchen für die in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Ver-
mögensnachteile und über das Erlöschen von Entschädigungsan-
sprüchen wird hingewiesen. 
 
 Herzlake, 19.07.2022 
 
SAMTGEMEINDE HERZLAKE 
Die Samtgemeindebürgermeisterin 
 

-------------------------------------------------- 
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311 Bekanntmachung der Gemeinde Neubörger 
über das Inkrafttreten des Bebauungspla-
nes Nr. 29 „I. Erweiterung Gewerbegebiet 
An der Surwolder Straße“ 

 
Der vom Rat der Gemeinde Neubörger am 08.06.2022 als Sat-
zung beschlossene o.g. Bebauungsplan Nr. 29 „I. Erweiterung 
Gewerbegebiet An der Surwolder Straße“ wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan gemäß § 10 
BauGB rechtsverbindlich geworden. 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist im 
nachstehenden Übersichtsplan kenntlich gemacht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan einschließlich Begründung mit Umweltbericht 
und Anlagen können während der Sprechstunden im Rathaus der 
Samtgemeinde Dörpen, Hauptstraße 25, Zimmer 408, von jeder-
mann eingesehen werden und über dessen Inhalt Auskunft ver-
langt werden. 
 
Die Sprechstunden der Samtgemeindeverwaltung sind wie folgt 
festgesetzt: 
 
 vormittags nachmittags 
 
Montag  8.00 Uhr bis 12.30 Uhr nur nach Termin- 
  vereinbarung  
Dienstag  8.00 Uhr bis 12.30 Uhr  14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Mittwoch 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 
Donnerstag nur nach Termin- 14.00 Uhr bis 17.45 Uhr 
 vereinbarung  
Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
Aus Gründen des Gesundheitsschutzes wird darum gebeten, die 
Unterlagen auf elektronischem Wege (siehe folgender Absatz) 
einzusehen.  
 
Die endgültigen Planunterlagen können auch auf der Homepage 
der Samtgemeinde Dörpen unter der Rubrik Planen, Bauen, Woh-
nen, Bauleitverfahren, rechtsverbindliche Bebauungspläne der 
Gemeinde Neubörger eingesehen werden.  
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und 
des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungs-
ansprüchen wird hingewiesen. 
 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche 
Mängel in der Abwägung sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 
BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung der o.g. Verfahrens- 
und Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Gemeinde Neubörger geltend gemacht worden sind. Bei 
der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, darzulegen. 
 
 Neubörger, 27.07.2022 
 
GEMEINDE NEUBÖRGER 
Der Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
312 Gemeinde Rhede (Ems) – Öffentliche Be-

kanntmachung; Inkrafttreten Bebauungs-
plan Nr. 34 „Östl. Zum Spieksee/nördlich  
L 52“ in Rhede 

 
Der Rat der Gemeinde Rhede (Ems) hat am 05.07.2022 in öffent-
licher Sitzung den Bebauungsplan Nr. 34 „Östl. Zum Spiek-
see/nördlich L 52“ in Rhede nach § 10 Baugesetzbuch (BauGB) 
beschlossen. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes ist aus dem nachfolgenden Kartenausschnitt ersichtlich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan Nr. 34 „Östl. Zum Spieksee/nördlich L 52“ in 
Rhede tritt mit der Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
Der Bebauungsplan kann einschließlich der Begründung sowie 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB ab 
sofort während der Dienststunden bei der Gemeindeverwaltung 
Rhede (Ems), Gerhardyweg 1, Zimmer 18, 26899 Rhede (Ems), 
eingesehen werden. Jedermann kann den Bebauungsplan ein- 
sehen und über den Inhalt Auskunft verlangen (§ 6 Abs. 5 
BauGB).  
 
Weiterhin kann der wirksame Bebauungsplan mit der Begründung 
und der zusammenfassenden Erklärung gemäß § 10 a Abs. 2 
BauGB auch auf der Homepage der Gemeinde Rhede (Ems) 
(www.rhede-ems.de) unter Bauen&Umwelt – Bauleitplanung – 
rechtskräftige Bebauungspläne und auf dem zentralen Internet-
portal des Landes Niedersachsen (https://uvp.niedersachsen.de) 
eingesehen werden. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der im § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 des BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplans oder aber nach 
§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungs-
vorgangs nur beachtlich werden, wenn sie innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Rhede (Ems) geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den Mangel des Ab-
wägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Rhede (Ems), 12.07.2022 
 
GEMEINDE RHEDE (EMS) 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
313 Gemeinde Rhede (Ems) – Öffentliche Be-

kanntmachung; 43. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes – Östl. Zum Spieksee/nörd-
lich L 52 –; Darstellung von gewerblichen 
und gemischten Bauflächen in Rhede (Ems) 

 
Der Landkreis Emsland hat die vom Rat der Gemeinde Rhede 
(Ems) in seiner öffentlichen Sitzung am 03.03.2022 beschlossene 
43. Änderung des Flächennutzungsplanes – Östl. Zum Spiek-
see/nördlich L 52 –; Darstellung von gewerblichen und gemisch-
ten Bauflächen in Rhede (Ems) mit Verfügung vom 27.06.2022, 
Az. 65-610-522-01/43 gemäß § 6 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
genehmigt. Der räumliche Geltungsbereich der 43. Änderung ist 
im nachstehenden Kartenausschnitt dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Flächennutzungsplanänderung wird mit dieser Bekanntma-
chung wirksam. Die Flächennutzungsplanänderung kann ein-
schließlich der Begründung mit Umweltbericht und einer zusam-
menfassenden Erklärung während der üblichen Dienststunden  
bei der Gemeindeverwaltung Rhede (Ems), Gerhardyweg 1, Zim-
mer 18, 26899 Rhede (Ems), eingesehen werden. Jedermann 
kann die Flächennutzungsplanänderung, die Begründung und die 
zusammenfassende Erklärung nach § 6a Abs. 1 BauGB einsehen 
und über den Inhalt Auskunft verlangen (§ 6 Abs. 5 BauGB).  
 
Weiterhin kann die Flächennutzungsplanänderung mit der Be-
gründung und der zusammenfassenden Erklärung auf der Home-
page der Gemeinde Rhede (Ems) (www.rhede-ems.de) unter 
Bauen&Umwelt – Bauleitplanung – rechtskräftige Flächennut-
zungspläne und im zentralen Internetportal des Landes Nieder-
sachsen (https://uvp.niedersachsen.de) eingesehen werden.  
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der im § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 des BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplans oder aber nach 
§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungs-
vorgangs nur beachtlich werden, wenn sie innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Rhede (Ems) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
 Rhede (Ems), 12.07.2022 
 

GEMEINDE RHEDE (EMS) 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

314 Bekanntmachung der Jahresabschlüsse 
2019 und 2020 der Gemeinde Rhede (Ems) 

 

Der Rat der Gemeinde Rhede (Ems) hat in seiner Sitzung am 
05.07.2022 die Jahresrechnungen der Gemeinde Rhede (Ems) 
für die Haushaltsjahre 2019 und 2020 und die Jahresabschlüsse 
2019 und 2020 beschlossen und dem Bürgermeister gemäß § 129 
Nieders. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) Entlastung er-
teilt. 
Gemäß § 129 Abs. 2 und § 156 Abs. 4 NKomVG liegen die Jah-
resrechnungen 2019 und 2020 und die Jahresabschlüsse 2019 
und 2020 der Gemeinde Rhede mit den Rechenschaftsberichten 
und der um die Stellungnahme des Bürgermeisters ergänzte 
Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes in der Zeit vom 
03.08.2022 bis 12.08.2022 während der Dienststunden der  
Gemeinde Rhede (Ems), Gerhardyweg 1, Ratstrakt, zur Einsicht-
nahme öffentlich aus.  
 

 Rhede (Ems), 15.07.2022 
 

GEMEINDE RHEDE (EMS) 
 

Willerding 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
315 Bekanntmachung; Bauleitplanung der Ge-

meinde Sögel; Bebauungsplan Nr. 16 „Pütt-
kesberge“; 14. Änderung der Gemeinde Sö-
gel; Bebauungsplan der Innenentwicklung 
im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 
Baugesetzbuch (BauGB); Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes; Bekanntmachung ge-
mäß § 10 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Sögel hat in seiner Sitzung am 30.03.2022 
den Bebauungsplan Nr. 16 „Püttkesberge“; 14. Änderung, als Sat-
zung gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und die Be-
gründung beschlossen. Der Bebauungsplan wurde im vereinfach-
ten Verfahren als textliche Änderung gemäß § 13 BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB auf-
gestellt. 
 
  



 
 

 
Amtsblatt des LK EL Nr. 30/2022 vom 29.07.2022 

313

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 16 
„Püttkesberge“; 14. Änderung, ist im nachstehenden Übersichts-
plan umrandet dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan Nr. 16; 14. Änderung, liegt mit Begründung 
bei der Gemeinde Sögel, Ludmillenhof, 49751 Sögel, während der 
Dienststunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden. 
 
Weiterhin können diese Unterlagen auch im Internet unter  
der Adresse „www.soegel.de/samtgemeinde/bauleitplanung/be-
bauungsplaene“ eingesehen sowie zusätzlich über das zentrale 
Internetportal des Landes Niedersachsen „https://uvp.niedersach-
sen.de“ abgerufen werden. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 16  
„Püttkesberge“; 14. Änderung, gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltend-
machung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 
42 BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen bei nicht fristgemäßer Geltendma-
chung wird hingewiesen. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen, 
dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 214  
Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgan-
ges unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dem Veröffentlichungsdatum dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Gemeinde Sögel unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. 
 
 Sögel, 18.07.2022 
 
GEMEINDE SÖGEL 
Der Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
316 II. Haushaltssatzung; Haushaltssatzung 

und Bekanntmachung der Haushaltssat-
zung der Gemeinde Wettrup für das Haus-
haltsjahr 2022 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Wettrup in der Sitzung 
am 04.05.2022 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2022 beschlossen. 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 472.400 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 463.300 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 3.500 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit auf 440.200 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit auf  422.900 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitions- 
 tätigkeit auf 18.500 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitions- 
 tätigkeit auf 662.000 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit auf 426.200 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit auf 0 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: 

Gesamtbetrag der Einzahlungen des 
Finanzhaushaltes 884.900 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen des 
Finanzhaushaltes 1.084.900 € 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 426.200 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2022 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 73.000 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2022 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 
 

a) für die land- und forstwirtschaft- 
 lichen Betriebe (Grundsteuer A) 320 v. H. 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 v. H. 
 

2. Gewerbesteuer 320 v. H. 
 

§ 6 
 
(1) Als unerheblich im Sinne des § 117 Abs. 1 NKomVG gelten 

Beträge bis zu 2.500 €. 
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(2) Von erheblicher finanzieller Bedeutung im Sinne von § 12  
Abs. 1 KomHKVO gelten Investitionen ab einem Betrag von 
500.000 €. 

 
 Wettrup, 04.05.2022 
 

GEMEINDE WETTRUP 
 
Berning 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Wettrup für das 
Haushaltsjahr 2022 wird öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die nach § 120 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) erforderliche Genehmigung ist durch 
den Landkreis Emsland, Ordeniederung 1 in 49716 Meppen am 
07.07.2022 unter dem Aktenzeichen 202-15-2/10 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 
01.08.2022 bis 10.08.2022 zur Einsichtnahme im Büro der Ge-
meindeverwaltung Wettrup, Bahnhofstraße 11 in 49838 Wettrup, 
sowie der Samtgemeindeverwaltung, Zimmer 208, Mittelstraße 15 
in 49838 Lengerich, öffentlich aus. 
 
 Wettrup, 14.07.2022 
 
GEMEINDE WETTRUP 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 

C. Sonstige Bekanntmachungen 
 
317 Änderung der Friedhofsgebührenordnung 

für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Papenburg in Papenburg-Bokel 
und Aschendorfermoor vom 28.10.2021 
(gültig seit dem 31.12.2021) 

 
Der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Papenburg 
beschließt, die Friedhofsordnung in der Fassung vom 28.10.2021 
wie folgt anzupassen: 
 
§ 6 Abschnitt I Nr. 5 b) wird entfernt. Dadurch wird Nr. 5 c) zu 5 b).  
 
§ 6 Abschnitt II „Gebühren für die Bestattung“ entfällt. Die hier auf-
geführten Gebühren werden zu Abschnitt IV. hinzugefügt. Die 
Nummerierung wird dementsprechend angepasst.  
 
Die Beschreibung von § 6 Abschnitt III „Friedhofsunterhaltungs-
gebühren“ wird wie folgt vervollständigt: „..für Grabstätten mit Nut-
zungsrechten vor dem 01.01.2002“.  
 

Ebenfalls wird die Gebühr der Friedhofsunterhaltungsgebühren 
aufgrund eines Tippfehlers von 18,00 € auf 18,50 € geändert. An 
den kalkulierten Gebühren ändert sich nichts. 
 
 Papenburg, 03.06.2022 
 
DER KIRCHENVORSTAND 
Sebastian Borghardt, Pastor 
 
Genehmigung durch den Kirchenkreisvorstand 
 
 Meppen, 04.07.2022 
 
KIRCHENKREISVORSTAND 
i. A. Röckers 
 

-------------------------------------------------- 
 
318 Jahresrechnung des Zweckverbandes 

Volkshochschule Meppen für das Wirt-
schaftsjahr 2021 

 
Die Jahresrechnung des Wirtschaftsjahres 2021 wurde gem. § 14 
der Verbandsordnung des Zweckverbandes Volkshochschule  
Meppen in Verbindung mit den §§ 157 und 158 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) im Einver-
nehmen mit dem Rechnungsprüfungsamt der Stadt Meppen durch 
die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft „Gehring & Kollegen“ geprüft. 
 
Die Überprüfung durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat zu 
keinen Einwendungen geführt. Die ordnungsgemäße Geschäfts-
führung im Wirtschaftsjahr 2021 wurde festgestellt. 
 
Es wird beschlossen: 
 
Die Verbandsversammlung schließt sich den Ausführungen und 
Empfehlungen der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft an und be-
schließt die Jahresrechnung des Wirtschaftsjahres 2021. 
 
Gleichzeitig wird der Geschäftsführung des Zweckverbandes 
Volkshochschule Meppen für das Wirtschaftsjahr 2021 gem. § 6 
Abs. 3 Buchstabe b) der Verbandsordnung des Zweckverbandes 
Volkshochschule Meppen in Verbindung mit § 129 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) die Ent-
lastung erteilt. 
 
Die Jahresrechnung soll im Anschluss an die öffentliche Bekannt-
machung an 7 Tagen im „Freiherr-vom-Stein-Haus“,  
Freiherr-vom-Stein-Str. 1, Zimmer 1 – 14, montags bis freitags von 
08:00 Uhr bis 12:30 Uhr, donnerstags nachmittags von 14:30 Uhr 
bis 17:30 Uhr, öffentlich ausgelegt werden. 
 
 Meppen, 14.07.2022 
 
ZWECKVERBAND VOLKS- 
HOCHSCHULE MEPPEN 
Der VHS-Direktor 
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